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Urteil aus Münster: Syrien kaum noch
gefährlich? Politische Debatte entfacht
Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster in Bezug

auf syrische Flüchtlinge wirft Fragen zur Gefährlichkeit
Syriens und Abschiebungen auf.

Die Auswirkungen des Urteils in Münster
auf den Schutzstatus von Syrern

Im Juli 2024 sorgte ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts
Münster für große Aufregung in der politischen und
gesellschaftlichen Landschaft Deutschlands. Das Gericht wies
die Klage eines syrischen Flüchtlings ab, der zuvor in Österreich
strafrechtlich verurteilt worden war und seinen subsidiären
Schutzstatus wiederherstellen wollte. Dieser Beschluss hat
weitreichende Konsequenzen und wirft grundlegende Fragen
über den Schutzbedarf von syrischen Zivilisten auf.

Politische Reaktionen und Debatten

Die entscheidende Aussage der Richter, dass Syrien mittlerweile
kaum noch gefährlich sei, hat eine heftige Debatte ausgelöst.
Politiker der Union und der Justizminister betonen, dass man
über mögliche Abschiebungen nach Syrien und auch nach
Afghanistan neu diskutieren sollte. Dies ist ein bemerkenswerter
Wandel in der öffentlichen Wahrnehmung, die bisher von der
Annahme geprägt war, dass die Sicherheitslage in Syrien für
Zivilisten weiterhin extrem bedrohlich ist.

Die Begründung des Urteils



Das 83-seitige Urteil stützt sich auf umfassende
Risikoberechnungen sowie auf ein dänisches Protokoll, das die
Situation in Syrien analysiert. Laut den Richtern gibt es keine
ernsthafte Bedrohung mehr für Zivilisten, was zu der Annahme
führt, dass viele Rückkehrer aus Deutschland und anderen EU-
Ländern möglicherweise in Sicherheit leben könnten. Diese
Ansicht steht im direkten Widerspruch zur Einschätzung des
Auswärtigen Amts, das weiterhin praktizierte Schutzmaßnahmen
für syrische Staatsbürger empfiehlt.

Ein neuer Blick auf den subsidiären Schutz

Der Begriff „subsidiärer Schutz“ bezieht sich auf einen
Schutzstatus, der Geflüchteten gewährt wird, wenn ihnen in
ihrem Herkunftsland ernsthafte Gefahr droht. Diese Rechtslage
könnte sich durch das Urteil in Münster erheblich verändern. Die
Behauptung des Gerichts, dass die Sicherheitslage in Syrien
nicht mehr so kritisch sei, könnte dazu führen, dass weniger
Menschen als früher diesen Schutzstatus erhalten oder
beibehalten können.

Die Rolle des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge

Trotz der weitreichenden politischen Diskussion um das Urteil,
wird erwartet, dass die Auswirkungen auf die Praxis des
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) zunächst
begrenzt bleiben. Das BAMF könnte weiterhin auf die Risiken für
Zivilisten in Syrien eingehen, während gleichzeitig die Hardware
und Software der Asylverfahren und Schutzstatusüberprüfungen
überprüft werden müssen.

Fazit: Eine tiefere Kluft in der Asylpolitik?

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster könnte die
Grundlage für einen neuen politischen Kurs im Umgang mit
syrischen Flüchtlingen in Deutschland markieren. Während die



einen die Entscheidung als Chance sehen, die Debatte über
Sicherheit und Rückkehrmöglichkeiten für Flüchtlinge
voranzutreiben, warnen die anderen vor den möglichen Folgen
und der humanitären Verantwortung gegenüber
schutzbedürftigen Personen. Es bleibt abzuwarten, wie sich
diese Entwicklungen auf die deutsche Asylpolitik auswirken
werden.
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